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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

21.12.2020 

Geschäftszahl 

Ra 2020/09/0065 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2020/09/0066 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2005/09/0073 E 4. September 2006 RS 1 (hier ohne den ersten Satz) 

Stammrechtssatz 

Wenn in einem Unternehmen andere Personen mit der faktischen Durchführung der Einstellung neuer 
Arbeitnehmer betraut werden, obliegt es dem verwaltungsstrafrechtlich Verantwortlichen, durch die 
Einrichtung eines wirksamen Kontrollsystems für die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften zu sorgen. 
Ein funktionierendes Kontrollsystem liegt etwa dann vor, wenn die Überprüfung der Arbeitspapiere durch 
das damit betraute Personalbüro vor Arbeitsaufnahme erfolgt und durch den Verantwortlichen die 
lückenlose Anwendung der gesetzlichen Bestimmungen auf effektive Weise überwacht worden wäre. Der 
Beschuldigte hätte daher zu seiner verwaltungsstrafrechtlichen Entlastung das Bestehen eines wirksamen 
Kontrollsystems darzutun und nachzuweisen gehabt. Die Abgabe der Überwachungsverpflichtung 
hinsichtlich der zur Beschäftigung von Ausländern erforderlichen arbeitsmarktrechtlichen Papiere an ein 
ausgelagertes Personalbüro reicht im Sinne der Rechtsprechung des VwGH zur Entlastung des 
Arbeitgebers bzw. des für diesen verwaltungsstrafrechtlich Verantwortlichen allein nicht aus, die 
Einhaltung der Bestimmung des AuslBG sicherzustellen; entscheidend ist vielmehr, ob eine wirksame 
Kontrolle über die Einhaltung der vom Arbeitgeber erteilten Weisungen tatsächlich rechtzeitig, das heißt 
VOR Arbeitsaufnahme, erfolgt ist. 
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